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Beitragsbefreiung für Niterten~ nach 
$ 14 Aksn 4 GAL; 
hier: Unternehmerstellung der Mit- 
----- glieder einer Erbengemeinschaft 

-j 

An die 

landwirtschuftlichen 

Alterskassen 

Betr : ----OW Beitragsbefreiung für Xiterben nach $ 14 A’cs, 4 GAL; 
hier: Unternehmerstel%ung der Mitglieäer einer 
Nr**- Erbengemeinschaft 

BezIl,.!T: Rundschreit:en AH 22/69 vom 250 April 1969 ---m- 

Der Umkehrschluß aue $ 14 Aks, 4 GAL ergibt, daß Miterben 
als Mitunternehmer grundsätzlich beitragspflichtig zur 
landw, Alterskasse sind, Das Bundessozialgericht hatin 
seinem nit dem Vorbezeichneten Rundschreibenmitgeteil- - -----.- ._- ” -- 

ten Urteil v om 26, Februar 1969 - 7 Rh 26/66 - festge- 
stellt, daß im Einzelfa ll Mitgliedereiner Erbengemein- 
Schaft nicht immer glei ohzeitig Nitunternehmen zu sein 

rniirhen. Das kfinnte dann der Fall sein, wenn ein Mit- 
xer ausdrücklichen oaer stillschweigen- 

den Vereinbarung aller Mitertien aus der Nitunternenmer- 
Stellung ausgeschieden ist, 

Mit 2 Urteilen vom 29, Juli 1969 - 11/7RLw ,9/68 - Ill7 

RLw IO/68 ~- hat der 11, Senat des Bundessozialgerichts 

LA --_, -_.-_-,, --- ------ 

erbe auf Grund eil 

diese Auffassung bestätigt, 

1, 
Dem ersten Fall - 11/7 RLw 9/6@ :- liegt folgender Sach- 
verhalt zu Grunde: 
Der im Juli 1942 geborene Kläger war Mitglied einer seit 
d,em 'Tod seines Vaters im August 19,60 hestehenden ErCenge- 
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meinschaft, der außerdem noch seine Xutter und 2 Ge- 
schwister angehörten, Er wurde von der beklagten landw, 
Alterskasse mit Beitragsbescheid vom 13" Mai 1965 ab 
1; Januar 19Wzur Beitragszahlung in Anspruch genommen, 
Auf,Grund,der vom Kläger gegen diesen BeitragsCescheid 
in der Fassung,, des kfiderspruchsbescheids vom lgO April 
1966 erhobenen Klage hat das Sozialgericht den Bescheid- 
auSgohobGn; weil er kein keitragspflichtiger landw, 
Unternehmer i,S,d, $ ?4 Abs, 1 GAL sei, Das Bayerische 
Landessozialgericht iqies mit Urteil vom ,30, Januar 1968 
die Berufung der Beklagten mit der Begriindung zurtick, 
eine Beitragsbefreiung nach 5 14 Abs, 4 GAL könne nur 
dann ausgesprochen werden, wenn Mitglieder der Erben@+ 
meinschaft tatsächlich (Mit)Unternehmer seien, Diese 
Voraussetzung liege im zugrunde liegenden Fall jedoch 
nicht vor, weil der Kläger nach seinen Le'censverhäitaisse 
nicht in einer s~oichen Verkindung mit dem Unternehmen 
stehe P wie 'das GAL sie für die Unternehmereigenschaft 
ferdere. 

Das Bundessozialgericht hat die Auffassung des Bayerische: 
Landessozialgerichts bestätigt und entschieden, daß eine 
Beitragspflicht für den Miterben nicht vorliegt, wenn 
dieser im Rahmen einer Vereinbarung einem anderen Mit- 
e?2Een das landw, Unternehmen nirtschaftlich und tatsäch- 
l$ch mit der Naßgabe überlä.ßt, dieses bis zur Auseinander- 

,setzung zu 'cetreiben und das Unternehmerrisiko zu tragen, 

Im einzelnen ist dazu in den Entscheidungsgründen folgendt 
ausgefiihrt 2 

Wie das LSG zutreffend ausführt und später auch da: 
Bundessozialgericht (BSG) in dem Urteil vom 26, Fe- 

'\\ 
kruar 1969 - 7 RLw 26/66 - dargelegt hat, sind die 
&~gehörigen einer Erbengemeinschaft "Unternehmer" 
.im Sinne dieser Vorschriften und damit "an sich" 

'%< beitragspflichtig, wenn das U'nternehmen für Rectinun 
\ fier Erbergemeinschaft geht, 

freiung nach 6 9 Abs, 
Die Möglichkeit der; Be- 

4 GAL 1963/63 (514 AFs,4 GAL 
‘iU65) steht dreser Auffassung nicht entgegen, sie 
'ces~.lstigt vielmehr deren Richtigkeit, Von der Be,i- 
trags>flicht befreit werden kann nämlich ;nur, !wer 

~. '31s Unternehmer an sich beitragspflichtig wäre. Bin 
s!itglied einer Erbengemeinschaft ist aFer nicht 
s~ci?on deshalb Unternehmer weil das zum Nachlal? ge- 
ll'srende landwirtechaftlic~e Un-ternehme?z biß z-u% j 
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Auseinandersetzung gemeinschaftliches Vermögen der 
Erken ist (5 2032 Aks, 1 BGB), Ebenso wie bei ei- 
ner Einzelperson muß sich auch %ei einer Ll?ersone?;.e~- 
meinschalt (ErFen5emeinschaft) die Rechtsposition 
des Eigentümers nicht mit der Rechtsposition dcs 
"Unternehmers Ir decken, Ei:enso wie ein anderer Ei- 
gentümer kann auch eine Erhenqemeinschaft in Aus- 
IIPLI~~ der gemeinschaftlichen ,'Jcriial.tung .dcs ITuch- 
lasses (5 2038 bhs, 1 Satz 1 BGB) mit einem DritteiI; 
aker auch mit einem Miterben eine vertragliche jie- 
gelung dahin treffen, daß das Unternehmen bis ZUL 
nuseinandersetzung auf,,dessen Rechnung gehen rol?., 
daß also ihm und nicht der Erbengemeinschaft in 
dieser Zeit die Erträgnisse zufließen und die Lu? o'ii,,- 
dungen zur Last fallen sollen, Eille soltihe Verebl- 
karung kann - soi:eit gesetzlich nichts anderes 'ce- 
stimmt ist - auch st.illschKeigend getroffen werden- 
Fiir eine solche Vereinbarung kann$es z,B, sprechen, 
da8 ein Niterke nach dem Tode des Er%lassers das 
landwirtschaftliche Unternehmen weitergefünrt hat 
und ihm bei der spateren Erbauseinandersetzung dann 
das illleineigentum ü'certragen worden ist (vgl., Ur- 
teil des BSG vom 26, Februar 1969)" sine solche Ve;!-- 
einbarung ist aber auch dann nicht auszuschliefien, 
\<enn mit Billigung der andc-en Miterben bis zur 
huseinandersetzung z,B, die Witwe des verstor'cencn 
Unternehmers "wie Lisher" das Unternehmen weiter 
">etreibt", kei derCspäteren ~rFauseinande~L~setxting 
jedoch ein anderer Niterbe, z,B, ein Sohn oder eine 
!!?ocliter, das landwirtschaftliche Unternehmen üFer- 
nimmt. Entscheidend ist immer nur, wer in der Zeit 
bis zur Auseinandersetzung das Risiko des Unter- 
nelli?lkns trägt I ob also Gewinn und Verlust aus dem 
Unternehmen nach dem Willen der Nitcrl;en in diesei: 
Zeit die Erkengemeinechaft oder einen den Betriei: i:,.' 
i'iihrenden Niterben treffen, \ 
Im rsrliegenden Fall hat das LSG festgestel?t, es 
ii;ör111e "nicht die Rede (davon) sein", da.ß der %li?ge:,: 
in der streitigen Zeit an den Ertragnissen des 
Ialid;~:irtschaftlichen Unternehmens 'ceteiligt und zu 
den Lasten herangezogen xorden sei; die Beklagte 
h& diese Yeststellung mit der Revision nicht anse- 
~l~i:fIe:l, sie ist deshalii für das BSG Cindend ($ 163 
s&), Gas LSG hat b;eiter festgestellt, die Xiter- 
be~~‘I?ö,t-ten eine VereinFarung dahin ge%roffen, daß 
die Teri.~~.?~u.. mg" des TJni;ernehmens für die Zeit i;iS zll3: 
~~S~~lsol~~~ucao~se,~aung:,,; der pIuzL-Iyer cj.es ;+5,ger,r üke:+ 
‘tr5lgU22 yercje - 0 ,'., Auch diese Feststellung hat die Be- 
-x.+güC nicht angegriffen, sie hat nur - zu Unrecht - 
ä*O iuffasFd2iq vertreten, 
e~~~jiL?l~~ ä+in, 

eine VereinFaruag der Kt- 
zafi ein landwirtschaftliches Unter- 

neh~elr 'cis ~11~ Auseinandersetzung nur ZU Gunsten und 
‘311 ?I’askeil sines 0172 Kiterten gehen solle, sei 
:L*eCiXi?.isl? n:cht möglich und damit für die "Unter- 
ilfhnl~eagenschaft Ir i m Sinne von 5 I GAL 1961/03/65 

y!:ch'c qr:?ehlich, Zuar Gesagt die 7tijer~j~aMung'r de,S 
Ad?hl‘~p~e~ unC äamit auch eines zum Nachl.aß ge- 
lGWLliIe11 lalldi!il,t,~ehaftlichen Unternehmens durcii 
\' ."\, 

~;, /einen 
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einen Miterben aufgrund einer Yereinkarung alier 
Mi.terl-;en noch.~riich-t , daß dami,t auch Gewinn und 
Verlust aus äem 'Unternehmen den Terbalter" und 
nicht die Erticn~gemeinschaft treffen sollen, In 
Veri:indung mit der Peststellung, daß der Xl.äger 
als -Miterbe in der streitigen Zeit am Geiiinn und 
Verlust des Unternehmens nicht keteiligt gewiesen 
sei, lassen die Ausführungen des LSG a'cer erkennen, 
daß auch nach seiner Uberzeugung hier die Nutter 
des Kiägers den Betrieb nicht nur lTverwaltet" tiat, 
die Miterben ihs vielmehr in dieser Zeit wirtschaft- 
lich und tatsächlich das Unternehmen mit der XaB- 
gabe Eberlassen haben, daß sie solange das Unter- 
nehmen 'ce,treiken und das Unternehmerrisiko tragen 
solle, Diese'Vereinbarung ist für den Kläger in 
dei- streitigen Zeit, in der er schon volljährig 
war, wirksam gewesen, Damit entf,@llt at-er, wie 
das LSG zu Recht entschieden hat, die Unternehmer- 
eigenschaft des Klägers im Sinne von $ 1 GAL 
1961/63 und deshalb auch seine Beitragspflicht 
mch 5 9 scs, 1 dieses Gesetzes, 
Die Revision der Beklagten ist sonach unbegründet 
und zurückzuweisen {$ 370 Abs, 1 Satz 1 SGG)," 

II, 

Dem anderen am 29, Juli 1969 entschiedenen Fall -13/7 HLw 
IO/68 - liegt ein *ähnlicher Sachverhalt zu Grunde, Die 
Klägerin - eine S&wester'des Klägers in Sache zu 1, I~l/iliLi! ?/68"~ 
ist Mitglied der 

F eit'l960 bestehenden SrbengemeinschaftO Sie 
wohnte und ar>eit/ete bis zu ihrer Heirat im Novemcer 1963 
teils im elterli$hen Anwesen und teils bei anderen ver- 
schiedenen LandwFrten, Nach ihrer Heirat hat sie ihren 
ständigen Xohnsikz in einen anderen Ort verlegt, 

Das, Dündesnozial~gericht hat unter Darlegung der unter I0 
aufgeführten Gri-inde auch in diesem Fall festgestellt2 daß 
für die PKterbir/ eine Mitunternehmareigenschaft und die 
sic!] daraus erg&ende Beitragsnflicht i,S,d, 5 1 AW, 2 . 
in Verbindung m.[t 5 14 Aks, "i GAL nicht testanden hat, 
Die Revision Derb keklagten landw, Alterskasse war daher 
zuriick2uiqeisen.i 

In Vertretung: 

i 

k Dr, Breitbach 


